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2256 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über die Regierungsvorlage (2166 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Gesundheits- 
und Krankenpflegegesetz, das Hebammengesetz, das Medizinische Assistenzberufe-
Gesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das MTD-Gesetz, das 
Sanitätergesetz, das Zahnärztegesetz, das Zahnärztekammergesetz, das Ärztegesetz 1998, 
das Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetz, das Epidemiegesetz 1950, das 
Tuberkulosegesetz, das Apothekengesetz, das Gehaltskassengesetz 2002, das 
Apothekerkammergesetz 2001, das Tierseuchengesetz, das Tiergesundheitsgesetz, das 
Tierschutzgesetz, das Tierärztegesetz, das Tierärztekammergesetz, das Bangseuchen-
Gesetz, das Bundesgesetz zur Durchführung unmittelbar anwendbarer unionsrechtlicher 
Bestimmungen auf dem Gebiet des Tierschutzes, das Lebensmittelsicherheits- und 
Verbraucherschutzgesetz und das Lebensmittelgesetzes 1975 geändert werden 
(1. Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz – Bundesministerium für Gesundheit) 

Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51, wurde eine neue zweistufige 
Verwaltungsgerichtsbarkeit geschaffen. Demnach werden mit Wirkung vom 1. Jänner 2014 je ein 
Verwaltungsgericht erster Instanz in den Ländern sowie zwei Verwaltungsgerichte erster Instanz beim 
Bund eingerichtet, und zwar ein Bundesverwaltungsgericht und ein Bundesfinanzgericht. 
Die unabhängigen Verwaltungssenate der Länder sowie zahlreiche andere weisungsfreie Sonderbehörden 
des Bundes werden aufgelöst und der administrative Instanzenzug wird im Wesentlichen abgeschafft. 
Von Behörden erster Instanz erlassene Bescheide können demnach in Zukunft nur bei einem 
Verwaltungsgericht angefochten werden. 
Die Verwaltungsgerichte erster Instanz werden in der Regel in der Sache selbst entscheiden. Als weitere 
Instanz wird der Verwaltungsgerichtshof tätig. Er entscheidet über Revisionen, die gegen Erkenntnisse 
der Verwaltungsgerichte wegen Rechtswidrigkeit erhoben werden. 
Auf Grundlage dieses umfassenden Ausbaues des österreichischen Rechtsschutzsystems sind auch im 
Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit eine Reihe verfahrensrechtlicher 
Anpassungen notwendig. 
Im Bereich des Kammerrechts der Ärztekammern, Zahnärztekammer, Apothekerkammer, 
Tierärztekammer und des Hebammengremiums sind folgende Punkte erwähnenswert: 
 1. Wegfall des administrativen Instanzenzuges innerhalb der Kammern, insbesondere im Rahmen 

des Disziplinarrechts, 
 2. Beschwerdemöglichkeit an das Verwaltungsgericht des Landes im Rahmen des Disziplinarrechts, 
 3. Wegfall des Ausschlusses eines ordentlichen Rechtsmittels. 
Der Gesundheitsausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 9. April 2013 
in Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich im Anschluss an die Ausführungen des 
Berichterstatters Abgeordneten Johann Hechtl die Abgeordneten Ridi Maria Steibl, Karl Öllinger, 
Dr. Sabine Oberhauser, MAS, Dr. Kurt Grünewald und Dr. Andreas Karlsböck sowie der 
Bundesminister für Gesundheit Alois Stöger, diplômé. 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
beschlossen. 
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Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Gesundheitsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (2166 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2013 04 09 

 Johann Hechtl Dr. Dagmar Belakowitsch-Jenewein 
 Berichterstatter Obfrau 
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